


N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am Donnerstag, dem 11. Oktober 1990 

Rathaus, Ratssaal 





Öffentliche Sitzung  

Beginn: 15.08 Uhr




                          Ende: 17.05 Uhr

Sitzungsunterbrechung:

-

Vorsitzende/r :

Stadtpräsidentin Reyer 



2. Stellv. Stadtpräsident Biallowons

Ratsmitglieder :

Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 

Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Johanning, Kaiser, Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 



Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein, Tewes, Tovar, Voigt, Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder

Anwesende hauptamtliche  

Magistratsmitglieder:

Stadtbaurat Dr. Flagge, Bürgermeister Hochheim,



Stadtrat Dr. Kirschnick,

Oberbürgermeister Luckhardt, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Es fehlen entschuldigt:   
Frau Aschmoneit-Lücke, Diekelmann, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Krumrey, Frau Lange, Frau Lebert, Moriz, Plath, Frau Potjans,



Dr. Reimers, Rogacki, Schmidt-Brodersen, Tewes,



Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder

Außerdem sind anwesend:   
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel 

1.  Schriftführer/in:

Ratsfrau Schalow

2.  Schriftführer/in:

Ratsherr Kühlmorgen

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:

Herrn Thode

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und weist zu Be​ginn auf den § 38 der Gemeindeordnung und den § 25 der Geschäftsordnung für die Ratsversammlung hin, die beinhalten, daß die Ratsversammlung beschluß​fähig ist, wenn mehr als die Hälfte der gesetzlichen Zahl, also 25, anwe​send sind.


Da die Schriftführerin Lange und der Schriftführer Wulff fehlen, werden


einvernehmlich Ratsfrau Pfitzner und Ratsfrau Krabbenhöft als Ersatz-


schriftführerinnen für diese Sitzung bestimmt.

Stadtpräsidentin Reyer teilt mit, daß die CDU-Ratsfraktion und die F.D.P.-Ratsfraktion schriftlich mitgeteilt haben, daß sie geschlossen nicht an der Sitzung teilnehmen.

Sie verliest die Namen der CDU- und der F.D.P.-Ratsmitglieder und teilt mit, daß sich außerdem Ratsherr Finger (SPD) und Ratsherr Dittrich (DIE GRÜNEN) entschuldigt haben.


Stadtpräsidentin Reyer stellt fest, daß 28 Ratsmitglieder anwesend sind und


damit die Beschlußfähigkeit gegeben ist.

Stadtpräsidentin Reyer gratuliert anschließend im Namen der Ratsversammlung dem 2. Stellv. Stadtpräsidenten Hans-Michael Biallowons, der heute 50 Jahre alt geworden ist. Sie weist darauf hin, daß er seit 1982 Mitglied der Rats​versammlung und seit 1986 2. Stellv. Stadtpräsident ist, nennt die Schwer​punkte seiner ehrenamtlichen Arbeit und überreicht ein Geschenk.

2. Bürgeranfragen

a) Ausweisung eines Sondergebietes im Raum               - Drs. 728 -




Meimersdorf / Moorsee 




Ausweisung des "Alten Moorsees" als 




Naturschutzgebiet 




---------------------------------------




Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Herrn Julian Wiethold vor:




"Sehr geehrte Frau Reyer!

Ich bitte folgende Bürgerfragen zur Ratsversammlung am 11.10.90 zuzu​lassen:




Wir fragen den Magistrat der Landeshauptstadt Kiel,

1. Welche Planungsvorstellungen zur Ausweisung eines sonstigen Son​dergebietes gemäß § 11 BauNVO für die geplante Ansiedlung eines Technologie-Zentrums im Raum Meimersdorf/Moorsee bestehen seitens der Landeshauptstadt Kiel (Lage, Flächenausdehnung, Verkehrser​schließung, Planungsstand)?

2. Wie beurteilt der Magistrat die Umweltverträglichkeit der geplan​ten Industrieansiedlung hinsichtlich der Faktoren Natur/Land​schaft, Wasser, Luft, Bodenschutz und welche Auswirkungen werden insbesondere auf den südlich angrenzenden, besonders schutzwürdi​gen Raum des "Alten Moorsees" erwartet?

3. Wie beurteilt der Magistrat die Schutzwürdigkeit der Niederung des "Alten Moorsees" und wird die Stadt Kiel die in der Biotoptypen​kartierung Meimersdorf/Moorsee empfohlene Ausweisung als Natur​schutzgebiet beim zuständigen Ministerium für Natur, Umwelt und Landesentwicklung beantragen?



Begründung:

Bereits seit einigen Jahren bestehen immer wieder Überlegungen sei​tens der Stadt Kiel, im Raum Meimersdorf/Moorsee westlich der B 404 ein Sondergebiet für die Ansiedlung von High-Tech-Betrieben planungs​rechtlich zu sichern. Eine Flächenausweisung im neuen Flächennut​zungsplan ist in der Vorbereitung. Da von dem Vorhaben gravierende Auswirkungen auf Natur und Landschaft und die Umweltfaktoren Wasser, Luft und Boden ausgehen, ist eine Auskunft über zu erwartende Umwelt​beeinträchtigungen erforderlich. Eine am geographischen Institut der Universität angefertigte Diplomarbeit hat sich diesem Problem gewid​met. Sie liegt auch der Stadt Kiel vor. Die Bevölkerung ist daher über den Planungsstand des Vorhabens, die zu erwartenden Umweltbeein​trächtigungen und Größe, Umfang und Art der vorgesehenen Flächeninan​spruchnahme zu unterrichten.

Konflikte zeichnen sich bereits mit der gutachterlichen Empfehlung einer Unterschutzstellung der Wiesenniederung des "Alten Moorsees" ab, die durch das Vorhaben unmittelbar (Bau eines Regenwasserrückhal​tebeckens) und mittelbar (Schadstoffeintrag) betroffen ist. Der BUND möchte daher wissen, ob die Landeshauptstadt Kiel für die Flächen des "Alten Moorsees" die Ausweisung als Naturschutzgebiet beim Land bean​tragen wird und der Naturschutz auf diesen ökologisch hochwertigen Flächen bei künftigen Planungen Priorität genießt.



Mit freundlichen Grüßen



J. Wiethold



Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V.



- Kreisgruppe Kiel -



1. Vorsitzender"

Stadtbaurat   Dr.  F l a g g e   (SPD) antwortet im Namen des Magi​strats.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder​schrift beigefügt.

Herr Wiethold bittet zusätzlich um Beantwortung, ob im Entwurf des Flächennutzungsplanes der Bereich des Alten Moorsees als Vorrangflä​che für den Naturschutz dargestellt wird.

Stadtbaurat Dr. Flagge bedauert, diese Frage nicht beantworten zu können. Der Planungsstand hierzu sei noch nicht weit genug fortge​schritten.



Kenntnis genommen.

3. Genehmigung der Tagesordnung

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung und das Beratungsmaterial ausnahmsweise - wegen des Feiertags am 3. Oktober 1990 - erst einen Tag später, am 4. Oktober 1990, zugestellt worden sind.


Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Stadtpräsidentin Reyer teilt ferner mit, daß die Kleinen und Großen Anfra​gen aufgrund der Beratungen im Ältestenrat künftig an den Schluß der Tages​ordnung des öffentlichen Teils gesetzt werden. Es findet keine Aussprache mehr statt. Bis zu zwei Zusatzfragen sind zulässig.


Diese Punkte sollen nach einer "Versuchsphase" in die neue Geschäftsordnung


der Ratsversammlung eingearbeitet werden.

Zustimmend Kenntnis genommen.

Mit einer Zusammenstellung, die diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet ist, wurde weiteres Beratungsmaterial auf den Tisch gelegt.

Außerhalb der Zusammenstellung wurde eine neue Vorlage "Vermögenshaushalt 1990, Außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle 65.910.951 - Sanie​rung und Teilerneuerung der Gablenzbrücke" - Drs. 762 - auf den Tisch ge​legt. Es handelt sich um eine Dringlichkeitsvorlage, für die eine 2/3-Mehr​heit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Ratsversammlung erforderlich ist.

Stadtpräsidentin Reyer stellt fest, daß die 2/3-Mehrheit nicht erreichbar ist, da nur 28 Ratsmitglieder anwesend sind.

Die Vorlage steht damit heute nicht zur Beratung an.

Aus der gestrigen Magistratssitzung haben sich folgende Änderungen ergeben: Die Kleine Anfrage

zu Punkt 52. d) (ehemals 50.) - Zukünftige zivile Nutzung
- Drs. 757 -





von militärischen Liegen-

schaften

kann heute noch nicht beantwortet werden.

Außerdem werden aufgrund der gestrigen Magistratsberatungen folgende Punkte heute nicht behandelt:

Punkt
16. - Neubau des Feuerwehrhauses der Freiwilligen
- Drs. 634 -



Feuerwehr Kiel-Mitte

Zurückgestellt bis zu den Haushaltsberatungen

Punkt
19. - Konzept zur Verbesserung der mobilen Schad-
- Drs. 716 -



stoffsammlung

Zurückgestellt bis zu den Nachtragshaushaltsberatungen

Punkt
36. - Überplanmäßige Ausgaben bei Haushaltsstellen
- Drs. 669 -



der Gruppierungsnummer 500

Vom Dezernenten zurückgezogen

Stadtpräsidentin Reyer stellt fest, daß für folgende Anträge und Vorlagen die Dringlichkeit nicht anerkannt werden kann, da eine 2/3-Mehrheit der ge​setzlichen Zahl der Ratsmitglieder nicht erreicht wird:

7. l) - Nachwahl im Ortsbeirat Suchsdorf
- Drs. 761 -

7. m) - Sperrung der Legienstraße zwischen Martens- und
- Drs. 767 -


Lorentzendamm

7. n) - Grundstückspreise für Gewerbeflächen
- Drs. 768 -

Punkt
50. - Überplanmäßige Ausgabe für Betriebsgerät,
- Drs. 763 -



Inventar, Gebrauchsgegenstände an Schulen

Punkt
51. - Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushalts-
- Drs. 766 -



stelle 560.511



- Unterhaltung der Tiefbauten, Sportanlagen




und Spielplätze -

Diese Anträge und Vorlagen stehen damit heute nicht zur Beratung an.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) zieht den Antrag zu 7. f) - Beitritt zum Klimabündnis der europäischen Städte - Drs. 742 - zurück.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) beantragt, die Punkte 21. - Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 18.500,-- DM für den Betrieb und die Unterhaltung der Fahrzeuge der öffentlichen Feuerwehr - Drs. 712 -, 22. - Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 9.100,-- DM für den Rettungsdienst - Drs. 713 - und 23. - Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 21.200,-- DM bei der Haushalts​stelle 160.571 für Verbandsstoffe, Heil- und Desinfektionsmittel

- Drs. 714 - bis zu den Nachtragshaushaltsberatungen zurückzustellen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Stadtrat Raupach beantragt namens der SPD-Ratsfraktion, den Punkt 24.

- Neufassung der Gebührensatzung für den Rettungsdienst der Landeshaupt​stadt Kiel vom 7. Dezember 1970 in der Fassung der 13. Nachtragssatzung vom 24. September 1986 - Drs. 715 - zu vertagen.


Damit steht dieser Punkt heute ebenfalls nicht zur Beratung an.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin Reyer weist noch einmal darauf hin, daß für Vorlagen und Anträge, die noch nicht auf der Tagesordnung standen, eine 2/3-Mehrheit der gesetzlichen Zahl (33) der Ratsmitglieder erforderlich ist. Die Tagesord​nungspunkte, für die diese 2/3-Mehrheit nicht erreicht worden ist, sind be​reits im einzelnen genannt worden.

Bei Anträgen und Vorlagen, die bereits auf der Tagesordnung standen und nachgereicht worden sind, ist eine 2/3-Mehrheit der Anwesenden erforder​lich.


Stadtpräsidentin Reyer stellt fest, daß für diese Anträge und Vorlagen die


2/3-Mehrheit erreicht worden ist.


Stadtpräsidentin Reyer läßt sodann über die Tagesordnung in der geänderten


Form abstimmen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Damit ist die Tagesordnung in der geänderten Form genehmigt.

4. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am


20. September 1990


Die Niederschrift hat ausgelegen.


Es wurden keine Einwendungen erhoben.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt fest, daß die Niederschrift da-


mit genehmigt ist.

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß Oberbürgermeister Aasmaee und Stadtpräsident Kork aus Tallinn der Landeshauptstadt Kiel zur Vereinigung Deutschlands gratuliert und ihrem Wunsch Ausdruck gegeben ha​ben, daß sich die partnerschaftlichen Beziehungen in Zukunft stabil und fruchtbringend weiterentwickeln werden.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters

a) Umsetzung des Abfallwirtschaftskonzeptes 


----------------------------------------

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) bittet um Auskunft, inwieweit nicht doch eine Entsorgung des Kunststoffmülls möglich sei. Er verweist auf den geplanten Bau einer Kunststoffverwertungsanlage in Neumünster.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) teilt mit, daß der Stadt im Augen​blick kein Angebot zum Kunststoffrecycling vorläge. Neue Konzepte werden geprüft. Er stellt in Aussicht, vielleicht schon im nächsten Jahr eine gesonderte Sammlung von Kunststoffmüll erneut einführen zu können.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) fragt nach Entsorgungsmöglichkeiten für die durch die neuen Tonnen z. T. nicht mehr nutzbaren Waschbetonbe​hälter.

Stadtrat Schirmer (SPD) sagt eine Prüfung der Angelegenheit zu.



Kenntnis genommen.

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Stadtreinigungs- und Fuhramtes ist in der dieser Nieder​schrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

b) B-Plan 690 - Anfrage der Ratsversammlung vom 30./31.08.1990 


-----------------------------------------------------------



Kenntnis genommen.

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Stadtplanungsamtes ist in der dieser Niederschrift vorge​hefteten Kurzniederschrift enthalten.

7. Anträge der Fraktionen

a) Grundsatzbeschluß zur Errichtung einer 3. Integrierten   - Drs. 718 -



Gesamtschule in Kiel-Süd 


------------------------------------------------------



Hier liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Die Landeshauptstadt Kiel beantragt, im Schulkomplex der Theodor​Heuss-Schule zum 1. August 1991 eine vierzügige Gesamtschule zu er​richten.

2. Die Integrierte Gesamtschule beginnt mit dem 5. Jahrgang, sie wird jahrgangsweise aufgebaut und erhält eine gymnasiale Oberstufe.

3. Die Integrierte Gesamtschule wird als Halbtagsschule geführt, es wird aber ein in den Nachmittag reichendes Betreuungs- und Freizeitangebot zur Verfügung stehen. Es müssen die räumlichen Möglichkeiten geschaf​fen werden, ein Essen einzunehmen.

4. Die Herrichtung dieses Schulgebäudes orientiert sich an der Raumpro​grammempfehlung des Landes für Gesamtschulen, wird aber die dort ge​nannten Höchstgrenzen nicht ausschöpfen. Abweichend vom Musterraum​programm sollen zunächst nicht gebaut werden




- der Hörsaal
125 m 




- ergänzende Sammlungs- und Vorbereitungs-





räume an bestehende Fachräume
121 m 






246 m 

Der bestehende Schulkomplex wird insgesamt der entstehenden Gesamt​schule zugeordnet, wobei Umbauten auf das Notwendige zu beschränken sind. Erweiterungsbauten sind abgesehen von



Ziffer 3) nicht vorgesehen.

Für die am Standort verbleibende Grundschule und die Außenstelle der Sprachheilgrundschule Heidenberger Teich wird ein Neubau auf dem Ge​lände neben dem Sportplatz errichtet. Dafür gilt das Musterraumpro​gramm des Landes.

5. Das Hochbauamt wird beauftragt, die Bauunterlagen zu erstellen.

6. Die Theodor-Heuss-Hauptschule nimmt ab Schuljahr 1991/1992 keine  



5. Klassen mehr auf und läuft aus.

7. Der Schulbezirk der Theodor-Heuss-Hauptschule wird dem Schulbezirk der Jahn-Hauptschule zugeordnet.

Zu diesem Punkt bringt Ratsfrau   H a n o w s k i  -  Z a b e l   

(DIE GRÜNEN) folgenden alternativen "Grundsatzbeschluß zur Errichtung



einer Gesamtschule in Kiel" ein:

1. Die Landeshauptstadt Kiel beantragt, im Schulkomplex Jahnschule (Hauptschule)/Klaus-Groth-Schule zum 1. August 1991 eine vierzügige Gesamtschule zu errichten.

2. Die Integrierte Gesamtschule beginnt mit dem 5. Jahrgang; sie wird jahrgangsweise aufgebaut.

3. Die Jahnschule/Klaus-Groth-Schule kooperiert mit den Oberstufen be​nachbarter Gymnasien.

4. Die Integrierte Gesamtschule wird als volle Halbtagsschule geführt. Die Betreuungs- und Freizeitangebote in der Frühphase und am Nachmit​tag werden materiell und personell bedarfsgerecht abgesichert sowie durch mindestens 2 SozialpädagogInnen koordiniert.


Es müssen die räumlichen Möglichkeiten geschaffen werden, ein ausge-



wogenes Mittagessen einzunehmen.

5. Die Herrichtung der Schulgebäude orientiert sich an der Raumprogramm​empfehlung des Landes für Gesamtschulen, wird aber die dort genannten Höchstgrenzen nicht ausschöpfen. Abweichend vom Musterraumprogramm sollen zunächst nicht gebaut werden



- der Hörsaal
125 m 



- ergänzende Sammlungs- und Vorbereitungs-




räume an bestehende Fachräume
121 m 





246 m 

Der bestehende Schulkomplex wird insgesamt der entstehenden Gesamt​schule zugeordnet, wobei Umbauten auf das Notwendige zu beschränken sind. Erweiterungsbauten sind abgesehen von Ziffer 4) nicht vorgese​hen.

6. Das Hochbauamt wird beauftragt, die Bauunterlagen zu erstellen.

7. Die Jahnschule/Klaus-Groth-Schule nimmt ab dem Schuljahr 1991/1992 keine 5. Klassen mehr auf und läuft aus.



Ratsfrau   J ö h n k   (SPD) bittet den Antrag der SPD-Ratsfraktion



wie folgt zu ändern:

Im vorletzten Satz wird die Formulierung "auf dem Gelände neben dem Sportplatz" gestrichen und ersetzt durch "in unmittelbarer Nähe der Theodor-Heuss-Schule".

Ratsfrau Jöhnk erläutert anschließend den Antrag der SPD-Ratsfrak​tion. Sie bedauert, daß durch den vorgegebenen Antragstermin beim Mi-

nisterium die vorgesehenen Anhörungsverfahren nicht durchgeführt wer​den konnten. Die SPD-Ratsfraktion beabsichtige aber, der Ratsversamm​lung im November die weiteren Voten vorzulegen. Bisherige Bodenunter​suchungen auf dem vorgesehenen Gelände hätten keinen Hinweis auf Alt​lasten erbracht. Eingriffe in die Umwelt sollen so weit wie möglich eingegrenzt werden.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) kritisiert die geschlossene Abwesenheit der CDU-Ratsfraktion und der F.D.P.-Rats​fraktion, die sie als gescheiterten Versuch wertet, die 3. Gesamt​schule zu verhindern. Sie erläutert den Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN. Der dort empfohlene Standort Winterbeker Weg brächte wesent​lich weniger Eingriffe in Natur und Landschaft mit sich als der Standort an der Theodor-Heuss-Schule. Sie schlägt vor, beide Standor​te beim Kultusministerium anzumelden.

Beschluß über den Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:  A b g e l e h n t - mit Mehrheit -

Beschluß über die Drucksache 718 einschließlich der vorgetragenen Ände-


rung:


Nach Antrag - mit Mehrheit -

b) Automatensteuer
  - Drs. 708 -


--------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Besteuerung von sogenannten Killerautomaten, das heißt Spielgeräten ohne Gewinnmöglichkeit, mit denen Gewalttätigkeit gegen Menschen darge​stellt wird oder die eine Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges zum Gegenstand haben, wird von der Landeshauptstadt Kiel auf monatlich 200,-- DM festgesetzt.

Im Verlauf der Sitzung wird die "1. Nachtragssatzung zur Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Erhebung einer Vergnügungssteuer für das Halten von Spiel- und Geschicklichkeitsapparaten" nachgereicht, die Be​standteil des Antrages wird.


Beschluß über die Drucksache 708 einschließlich der 1. Nachtragssatzung:


Nach Antrag - einstimmig -

c) Beirat Nachbesserung Mettenhof
  - Drs. 710 -


------------------------------ 


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Zusammensetzung des Beirates "Nachbesserung Mettenhof" wird erwei​tert um den Wohnungsdezernenten, im Verhinderungsfall den Leiter des Am​tes für Wohnungswesen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

d) Auswirkungen im Bereich der sozialen Dienste
  - Drs. 730 -

durch die Verkürzung der Zivildienstzeit 

--------------------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird aufgefordert, bis zur Ratsversammlung im November 1990 zu berichten über die zu erwartenden Auswirkungen der Verkürzung der Zivildienstzeit auf die personelle Ausstattung und die Funktionsfä​higkeit der sozialen Dienste in städtischer und freier Trägerschaft so​wie die geplanten Lösungsmöglichkeiten.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

e) Neuordnung des Magistrats                                - Drs. 731 ​


------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Die Dezernatsverteilung der Landeshauptstadt Kiel wird neu geordnet. Bei dieser Neuordnung ist zu beachten, daß die Sachgebiete/Dezernate so ge​gliedert werden, daß eine sachgerechte Aufgabenerfüllung gewährleistet ist.

Ratsherr   V o i g t   (SPD) beantragt Überweisung in den Sonderausschuß Hauptsatzung und möchte diesen Antrag als Auftakt zur Diskussion um die Einrichtung eines reinen Umweltdezernates verstehen.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag:


A b g e l e h n t - mit Mehrheit -


Beschluß über die Drucksache 731:


A b g e l e h n t - ohne Gegenstimmen -


ohne Enthaltung -

f) Beitritt zum Klimabündnis der Europäischen Städte        - Drs. 742 ​


------------------------------------------------- 

Bei der Beratung der Tagesordnung ist mitgeteilt worden, daß dieser


Punkt vom Antragsteller zurückgezogen wird.

g) Einwendung der Landeshauptstadt Kiel gegen den           - Drs. 743 ​Einsatz von plutoniumhaltigen Mox-Brennelementen  

im Atomkraftwerk Brunsbüttel 

------------------------------------------------ 


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"Der Magistrat/Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Kiel wird aufge​fordert, im Interesse der BürgerInnen Kiels bis zum 3. Dezember 1990 bei dem Minister für Soziales, Gesundheit und Energie des Landes Schleswig​Holstein Einwendungen gegen den von der Kernkraftwerk Brunsbüttel GmbH beantragten Einsatz von plutoniumhaltigen Mischoxid(MOX)-Brennelementen im AKW Brunsbüttel zu erheben."


Ratsherr    V o i g t   (DIE GRÜNEN) begründet den Antrag.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

h) Untersuchung der Organisationsstrukturen                 Drs. 748 -


der Verwaltung 


---------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

"Die Stadt Kiel beauftragt ein unabhängiges Beratungsunternehmen mit der Untersuchung der Organisationsstrukturen der Verwaltung. Die Untersu​chung soll sich insbesondere beziehen auf


1. die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungsablaufes



und


2. den aufgabengerechten Einsatz von Personal."


Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) beantragt die Überweisung in den Per-


sonalausschuß.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) beantragt zusätzlich die Überweisung in den Wirtschaftsausschuß.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -

i) Haushalt 1990                                            - Drs. 752 


------------- 


hier: Maßnahmen zur Reduzierung von Kreditbedarf


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

"1. Alle bisher nicht freigegebenen Maßnahmen des Vermögenshaushaltes



werden gesperrt.

 2. Alle bisher freigegebenen aber noch nicht begonnenen Maßnahmen des Vermögenshaushaltes werden gesperrt. Die Freigaben werden aufge​hoben.



Über Ausnahmen zu 1. und 2. entscheidet der Kämmerer."

Beschluß:   A b g e l e h n t - ohne Gegenstimmen - ohne Enthaltungen -

j) Neufassung der Rahmenvereinbarung über die               - Drs. 753 ​Städtepartnerschaft zwischen den Städten 


Kiel und Stralsund 


------------------------------------------ 


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird aufgefordert, umgehend zusammen mit der Stadt Stral​sund die bestehende "Rahmenvereinbarung über die Städtepartnerschaft zwischen der Landeshauptstadt Kiel in der Bundesrepublik Deutschland und der Stadt Stralsund in der Deutschen Demokratischen Republik" vom 17. September 1987 durch eine grundlewgende Neufassung zu ersetzen.

Diese Neufassung muß der Tatsache, daß beide Städte seit dem 3. Oktober 1990 endlich wieder einem deutschen Staat angehören, gerecht werden. Te​nor des Textes sollte sein, daß die Stadt Kiel die Stadt Stralsund dabei unterstützt, die schlimmen Folgen der jahrzehntelangen Diktatur und so​zialistischen Mißwirtschaft zu überwinden.


Stadtrat   D i e s e l   (SPD) beantragt, den zweiten Absatz des



Antrages ersatzlos zu streichen.



Beschluß einschließlich der beantragten Änderung: 



Nach Antrag - einstimmig -

k) Finanzierungszusage für das                              - Drs. 755 ​


"Autonome Mädchenhaus" 



--------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"Dem Antrag des Vereins Lotta e.V. zur Finanzierung des "Autonomen Mäd​chenhauses" in Höhe von 91.100,-- DM wird zugestimmt. Die Gelder werden im 2. Nachtragshaushalt bereitgestellt."



Ratsfrau   N i t s c h k e - F r a n k   (DIE GRÜNEN) begründet den



Antrag.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) betont, daß die Stadt bisher immer zu ihren hier gemachten Zusagen gestanden habe. Problematisch sei tatsäch​lich die Zukunft des Projekts. Er beantragt die Zurückstellung bis zur Nachtragshaushaltsberatung.

Ratsfrau   N i t s c h k e - F r a n k   (DIE GRÜNEN) kritisiert die bisherige Unverbindlichkeit der Stadt. Das "autonome Mädchenhaus" sei aber gerade jetzt auf verbindliche Zusagen angewiesen.

Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) erklärt den nach wie vor beste​henden Willen der Stadt zur Einrichtung eines "autonomen Mädchenhauses". Sie könne aber die Finanzierung nicht alleine tragen. Doch habe das Kul​tusministerium noch keine Entscheidung getroffen, die Mittel vielmehr erst für den Haushalt 1991 angemeldet.



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

l) Nachwahl im Ortsbeirat Suchsdorf                         - Drs. 761 -



-------------------------------- 

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde die Dringlichkeit dieser Vor​lage nicht anerkannt.

m) Sperrung der Legienstraße zwischen                       - Drs. 767 -



Martens- und Lorentzendamm 



---------------------------------- 

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde die Dringlichkeit dieser Vor​lage nicht anerkannt.

n) Grundstückspreise für Gewerbeflächen                     - Drs. 768 -



------------------------------------ 

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde die Dringlichkeit dieser Vor​lage nicht anerkannt.

8. Betreff: 1. Nachtragssatzung zur Satzung Frauenförderplan   - Drs. 732 ​




der Landeshauptstadt Kiel vom 30. August 1990




hier: Widerspruch des Oberbürgermeisters


Berichterstatter: Stadtpräsidentin Reyer


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) verweist auf


die Vorlage und teilt mit, daß hierzu folgender Antrag

der SPD-Ratsfraktion vorliegt:                              - Drs. 709 -

"Der Beschluß der Ratsversammlung vom 30./31. August 1990 (unter Tagesord​nungspunkt 9 g) zur 1. Nachtragssatzung Frauenförderplan der Landeshaupt-

stadt Kiel vom                   wird hiermit noch einmal bestätigt."


Außerdem liegt folgender Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion 


vor




                    - Drs. 754 -


"Der Beschluß der Ratsversammlung vom
30./31. August 1990 (TOP 9 g) über

die 1. Nachtragssatzung zur Satzung Frauenförderplan der Landeshauptstadt Kiel wird aufgehoben."

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) verweist auf den § 43 (2) der Gemein​deordnung und trägt vor, daß, wenn auch der neue Beschluß das Recht ver​letzt, der Oberbürgermeister ihn schriftlich unter Darlegung der Gründe binnen 2 Wochen zu beanstanden hat. Die Beanstandung hat aufschiebende Wir​kung und gegen die Beanstandung steht der Ratsversammlung die Klage vor dem Verwaltungsgericht zu.

Beschluß über die Vorlage - Drs. 709 -: Nach Antrag - mit Mehrheit -







bei 3 Enthaltungen


Beschluß über die Vorlage - Drs. 754 -: Abgelehnt - mit Mehrheit -

9. Betreff: Satzungsänderung der Kieler Spar- und Leihkasse    - Drs. 644 -


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt


Antrag:

1. Die beigefügte 3. Nachtragssatzung zur Satzung 






der Landeshauptstadt Kiel für die Kieler Spar-  






und Leihkasse wird beschlossen. 





2. Die Kieler Spar- und Leihkasse wird ermächtigt, 

die Satzung in der neuen Fassung herauszugeben. 

Hierzu ist als ergänzendes Material ein Schreiben des Vorstands der Kieler Spar- und Leihkasse auf den Tisch gelegt worden, das dieser Vorlage nachge​heftet ist.

Der Artikel 2 der 3. Nachtragssatzung zur Satzung der Kieler Spar- und


Leihkasse wird wie folgt geändert:



"Diese Nachtragssatzung tritt am 22. Oktober 1990 in Kraft."


Beschluß einschließlich der Änderung: Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff: Feierstunde am 3. Oktober 1990                     - Drs. 734 -

- Genehmigung einer Eilentscheidung des Magistrats -


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

 /  Antrag: Die beigefügte Eilentscheidung des Magistrats wird




genehmigt (s. Anlage).

Der als Anlage aufgeführte Antrag ist der dieser Niederschrift vorgehefte​ten Kurzniederschrift beigefügt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

11. - entfällt -

12. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei dem SN 652              - Drs. 744 -





- Post- und Fernmeldegebühren -


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt


Antrag:

Bei dem SN 652 - Post- und Fernmeldegebühren - wird einer





überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 306.000,-- DM





zugestimmt.

Die Mehrausgaben werden durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 901.0411 - Kreisschlüssel​zuweisungen - gedeckt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der                     - Drs. 751 ​Haushaltsstelle 023.641 


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag:  Bei der Haushaltsstelle 023.641 - Haftpflicht​schadensleistungen einschl. Umlagen für Haftpflicht​schadenausgleich - wird einer überplanmäßigen

Ausgabe bis zur Höhe von 43.700,-- DM zugestimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 023.1650

- Erstattungen für Haftpflichtselbstversicherung -

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Beratung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff: Außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle    - Drs. 726 



​055.653 - Öffentliche Bekanntmachungen -

hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des Oberbürgermeisters


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag:  Folgende Eilentscheidung des Oberbürgermeisters nach § 82 Abs. 1 s. 3 GO vom 02.04.1990 wird genehmigt.





Bei der neu einzurichteten Haushaltsstelle
055.653 -

Öffentliche Bekanntmachungen - wird einer sofortigen außerplanmäßigen Ausgabe bis zu einer Höhe von 10.000,-- DM zugestimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben in Höhe von 10.000,-- DM

bei der Haushaltsstelle 055.595 - Öffentlichkeits-





arbeit -.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff: Aufstellung der Vorschlagsliste für die Wahl       - Drs. 729 ​der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter beim Oberverwaltungsgericht in Schleswig


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt


Antrag:  Die nachstehend aufgeführten 19 Damen und Herren

werden dem Oberverwaltungsgericht für die Wahl zu ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern vorge-





schlagen:


Lfd.  N a m e

Vorname
 Beruf
Wohnung in Kiel


Nr.





                  



1
Müller

Egon       Geschäftsführer
Michelsenstr. 18-20



2
Achsenik

Joachim    Student
Danziger Straße 24



3
Krabbenhöft
Lotti
Angestellte a.D.
Eckernerplatz 14



4
Etzel

Steffen
Geschäftsführer
Kleiststraße 21



5
Fröhlich

Kurt
Dipl.-Ingenieur
Turkuring 26



6
Kasulke

Ruth
Pensionärin
Am Blöcken 44



7
Trube

Christa
Buchhändlerin
Dänische Straße 11



8
Weber

Horst
Schiffbaukonstrukteur  Charles-Roß-Ring 68



9
Meetz

Dieter
Aufzugs-Mechaniker
Klagenfurter Weg 46


10
Enemark

Jens
Bauleiter
Rönner Weg 42


11
Schatte

Hansjörg
Dipl.-Sozialökonom
Esmarchstraße 44


12
Gerlach

Otto
Studiendirektor a.D.
Rutkamp 23


13
Bresse

Günter
Kaufmann
Bismarckallee 2


14
Gaede

Ute
Kaufmann
von-der-Goltz-Allee  77


15
Gallinat

Helga
Hausfrau
Föhrer Weg 25


16
Lange

Elisabeth
Rentnerin
Schönberger Str. 30


17
Plathow

Klaus-Peter Flugbetriebsmeister
Lilienbogen 8


18
Potjans

Rolf
Dipl.-Ingenieur
Steinfurther Weg 16


19
Theinert

Karsten
Betriebswirt
Gutenbergstraße 4

Beim Aufruf des Tagesordnungspunktes vertagt, da aufgrund der Anwesenheit keine 2/3-Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Ratsversammlung erreichbar war.

16. Betreff: Neubau des Feuerwehrhauses der Freiwilligen
     - Drs. 634 -





Feuerwehr Kiel-Mitte mit einer





Abschnittsführungsstelle


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Bei der Beratung der Tagesordnung ist mitgeteilt worden, daß dieser Punkt im Magistrat bis zu den Haushaltsberatungen 1991 zurückgestellt worden ist.

17. Betreff: Neubau Einsatzzentrale der Feuerwehr
     - Drs. 635 -





- Nachrichtentechnik -





hier: Kostenanschlag aufgrund der

Ausschreibungsergebnisse


Berichterstatter: Stadtrat Moriz


Antrag:  Gemäß § 10 Abs. 3 b Baumittelrichtlinien wird einer

Erhöhung der Ausgaben von bisher 2.455.000,-- DM auf insgesamt 3.910.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 130.022.964 - Nachrichtentechnik der Einsatzzentrale der Feuerwehr - zugestimmt.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) kritisiert die mangelnde Sorgfältigkeit in der Begründung dieser Vorlage und die Abwesenheit des Berichterstatters und seines Stellvertreters. Er beantragt namens der SPD-Ratsfraktion Vertagung.


Damit steht diese Vorlage heute nicht zur Beratung an.

18. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 251.800,-- DM   - Drs. 701 -



an die Hilfsorganisation im Rettungsdienst der



Stadt für die für das IV. Quartal vertraglich



festgelegten Abschlagszahlungen



hier: Eilentscheidung des Oberbürgermeisters


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag:  Folgende Eilentscheidung des Magistrats wird getroffen:

Der überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 251.800,-- DM

bei der HHSt. 160.6771 - Erstattung von Ausgaben des Verwaltungshaushaltes an übrige Bereiche - Hilfsorgani​sationen - wird zugestimmt.



Die Mehrausgaben werden durch Mehreinnahmen in gleicher



Höhe bei der HHSt. 160.110 - Benutzungsgebühren - gedeckt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff: Konzept zur Verbesserung der mobilen               - Drs. 716 ​Schadstoffsammlung in der Landeshauptstadt Kiel

entsprechend dem Abfall-Wirtschaftskonzept Kiel 1990 des Stadtreinigungs- und Fuhramtes vom 12.01.1990, Seite 76


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Bei der Beratung der Tagesordnung ist mitgeteilt worden, daß dieser Punkt im Magistrat bis zu den Haushaltsberatungen 1991 zurückgestellt worden ist.

20. Betreff: Zustimmung zur Wahl des stellvertretenden          - Drs. 717 ​



Wehrführers der Freiwilligen Feuerwehr



Kiel-Russee


Berichterstatter: Stadtrat Moriz


Antrag:  Der Wahl des Brandmeisters Uwe Maaß, geb. am

11.05.1957 in Kiel, wohnhaft Rendsburger Land​straße 355, 2300 Kiel 1, zum stellvertretenden Wehrführer der Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Russee wird - vorbehaltlich der Bestätigung durch den Oberbürgermeister - zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 18.500,-- DM    - Drs. 712 



​für den Betrieb und die Unterhaltung der



Fahrzeuge der öffentlichen Feuerwehren


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Bei der Genehmigung der Tagesordnung hat Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) beantragt, diese Vorlage bis zu den Nachtragshaushaltsberatungen zurückzu​stellen.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

22. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 9.100,-- DM     - Drs. 713 



für den Rettungsdienst


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Bei der Genehmigung der Tagesordnung hat Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) beantragt, diese Vorlage bis zu den Nachtragshaushaltsberatungen zurückzu​stellen.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

23. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 21.200,-- DM    - Drs. 714 ​



bei der Haushaltsstelle 160.571 für



Verbandsstoffe, heil- und Desinfektionsmittel


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Bei der Genehmigung der Tagesordnung hat Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) beantragt, diese Vorlage bis zu den Nachtragshaushaltsberatungen zurückzu​stellen.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

24. Betreff: Neufassung der Gebührensatzung für den             - Drs. 715 ​Rettungsdienst der Landeshauptstadt Kiel vom



7. Dezember 1970 in der Fassung der



13. Nachtragssatzung vom 24.09.1986


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Bei der Genehmigung der Tagesordnung hat Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) namens der SPD-Ratsfraktion die Vertagung beantragt.


Damit steht diese Vorlage heute nicht zur Beratung an. 25. - entfällt -

26. - entfällt ​27. - entfällt ​

28. Betreff: Eilentscheidung des Magistrats vom 27.09.1990 zu:  - Drs. 733 

​a) Umstellung der Müllabfuhr, EDV-Programm



b) Beschaffung und Errichtung von




Containersozialräumen



c) Öffentlichkeitsarbeit


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Der o. a. Eilentscheidung, die als Anlage beigefügt ist, wird



zugestimmt.

Der als Anlage aufgeführte Antrag ist der dieser Niederschrift vorgehefte​ten Kurzniederschrift beigefügt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

29. - entfällt -

30. Betreff: Herrichtung der Ersatzdeponie, 1. Bauabschnitt     - Drs. 741 ​Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Folgender am 26.09.1990 durch den Magistrat beschlossener Eilentscheidung nach § 82 Abs. 1 GO wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

31. Betreff: Konzept zur Einführung eines                       - Drs. 727 ​Umweltinformationssystems


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  1) Dem anliegenden Konzept zur Einführung eines Umweltinformationssystems wird zugestimmt.



2) Das Umweltschutzamt wird beauftragt, umgehend

die zur Realisiereung des Konzeptes erforder-




lichen Maßnahmen einzuleiten.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

32. Betreff: Beschaffung von Abfallbehältern                    - Drs. 703 ​Berichterstatter: Stadtrat Schirmer


Antrag:  Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen

Ausgabe in Höhe von 1.690.000,-- DM bei der Haus​haltsstelle 72.521 - Betriebsgerät und Inventar und andere Gebrauchsgegenstände - für die Beschaffung von Abfallbehältern (MGB-System).

Die Deckung erfolgt durch Sperrung eines Betrages von 1.068.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 72.502 - Erhaltung und Zuwegungen und sonstigen tiefbau​technischen Anlagen - und durch Mehreinnahmen in Höhe von 622.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 901.0410 - Gemeindeschlüsselzuweisungen -.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff: Umstellung der Müllabfuhr, Beschaffung von         - Drs. 704 ​



1,1 cbm-Behältern


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer


Antrag:  Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen

Ausgabe in Höhe von 1.740.000,-- DM bei der Haus​haltsstelle 72.000.9355 - Sonstige bewegliche Sachen -. Die Deckung erfolgt durch Sperrung eines gleichhohen Betrages bei der Haushaltsstelle 700.206.951 - Um​schließung der Schlammdeponie Bülk - Erweiterte Plan​feststellungsauflage.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

34. Betreff: Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 609 für das      - Drs. 719 ​



Baugebiet Kiel-Schilksee, südlich Schilksee-Dorf,

zwischen Schilkseer Straße und Schilkseer Au (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Für das Baugebiet Kiel-Schilksee, südlich Schilksee​Dorf, zwischen Schilkseer Straße und Schilkseer Au, wird die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 609 als Satzung beschlossen.

Gleichzeitig wird der Aufstellungsbeschluß zur

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 609 für das og.




Baugebiet vom 05.07.1979 aufgehoben.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

35. Betreff: Bebauungsplan Nr. 780 für das Baugebiet            - Drs. 720 



​Kiel-Gaarden, nördlich der Preetzer Straße,

zwischen Röntgenstraße, Sportanlagen

Baukampfbahn und Kleinbahn Kiel-Schönberg, Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 206 (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  I. Die während der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 780 vorgebrachten Bedenken und Anregungen von

a) der Firma Friedrich Helbig GmbH & Co., Röntgenstraße 7 a

b) Frau Maria von Below, Röntgenstraße 7 a und Frau Helga Leptien, Seekoppelweg 5





c) der Industrie- und Handelskammer zu Kiel

werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Gaarden, nördlich der Preetzer Straße, zwischen Röntgenstraße, Sport​anlage Baukampfbahn und Kleinbahn Kiel-Schönberg wird der Bebauungsplan Nr. 780 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Gleichzeitig wird der Bebauungsplan Nr. 206 mit dem Baugebiet Nordseite Preetzer Straße, zwischen Röntgenstraße und Kleinbahn Kiel-Schönberg, auf​gehoben.





Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

36. Betreff: Überplanmäßige Ausgaben bei Haushaltsstellen der   - Drs. 669 . Gruppierungs-Nummer 500 - Unterhaltung der



Gebäude - und 501 - Unterhaltung der maschinellen,




der Heizungs- und Lichtanlagen


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Vom Dezernenten wurde diese Vorlage bei der Genehmigung der Tagesordnung zurückgezogen. Es wird auf den inhaltlich gleichen Punkt 39 der Tagesord​nung verwiesen.


Diese Vorlage steht damit nicht mehr zur Beratung an.

37. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle     - Drs. 670 ​



700.626 - Stadtentwässerung; Deponiekosten für




Rechengut


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Bei der Haushaltsstelle
700.626 - Stadtent-

wässerung; Deponiekosten für Rechengut - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von
30.000,-- DM


zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben




in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle




700.676 - an private Unternehmen.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

38. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle     - Drs. 694 ​



700.087.951 - Stadtentwässerung; Erneuerung von




Schmutz- und Regenwasserkanälen in der Esmarchstraße


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Bei der Haushaltsstelle 700.087.951 - Stadtentwässerung; Erneuerung von Schmutz- und Regenwasserkanälen in der Esmarchstraße - wird einer überplanmäßigen Ausgabe




von 110.000,-- DM zugestimmt.




Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher

Höhe bei der Haushaltsstelle 700.018.951 - Erneuerung




schadhafter Kanäle im Stadtgebiet


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

39. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei Haushaltsstellen der    - Drs. 706 



​Gruppierungs-Nr. 500 - Unterhaltung der Gebäude -

und 501 - Unterhaltung der maschinellen, der Heizungs- und Lichtanlagen


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Bei folgenden Haushaltsstellen der Gruppierungs-Nr.

500 - Unterhaltung der Gebäude - und 501 Unterhaltung der maschinellen, der Heizungs- und Lichtanlagen ​wird einer überplanmäßigen Ausgabe von insgesamt 538.000,-- DM zugestimmt:

020.500 - Hauptamt                   50.000,-- DM 020.501 - Hauptamt                  100.000,-- DM 21.501  - Grund- und Hauptschulen   200.000,-- DM 700.501 - Stadtentwässerung         188.000,-- DM




                                    538.000,-- DM




Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben

in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 200.5001 ​Amt für Schulwesen; Sanierung schadstoffbelasteter Schulgebäude.

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

40. Betreff: Neubesetzung des Siedlerbeirates                   - Drs. 724 ​Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: Folgende Kleinsiedler werden in den Siedlerbeirat



gewählt:



1. Siegfried Schmidt, Damaschkeweg 29, 2300 Kiel 1

2. Dieter Fraller, Spitzenkamp 11 c, 2300 Kiel 14 3. Rüdiger Rausch, Wiepenkrog 68, 2300 Kiel 1



4. Harry Raasch, Hofberg 9, 2300 Kiel 14

5. Reinhold Rösser, Koldingstraße 11, 2300 Kiel 1 6. Ludwig Kautek, Redderkamp 59, 2300 Kiel 1


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

41. Betreff: Neufassung der Satzung über die Entwässerung der   - Drs. 722 



​Grundstücke und den Anschluß an die Abwasseranla-





ge der Landeshauptstadt Kiel (Entwässerungssatzung)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die anliegende Neufassung der Satzung über die Ent-

wässerung der Grundstücke und den Anschluß an die Ab​wasseranlage der Landeshauptstadt Kiel (Entwässerungs​satzung)

Die als Anlage aufgeführte Neufassung der Satzung ist der dieser Nieder-


schrift vorgehefteten Kurzniederschrift beigefügt.

Ratsherr   S o n d e r f e l d   (SPD) beantragt die Abstimmung nach Bau-


ausschußbeschluß. Dieser lautet wie folgt:

"In § 8 Abs. 1 a) des Satzungsentwurfes werden die Worte 'ein begründetes

Interesse ... besteht und' ersatzlos gestrichen. Demnach heißt § 8


Abs. 1 a) wie folgt:

a) den Anforderungen des Landeswassergessetzes und der Gesundheitspflege



genügt wird."

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) kritisiert, daß es zweier Gutachten be​durfte, um kleinere Verbesserungen zu erreichen. Diese bestehen in der Re​duzierung der noch einleitbaren Stoffe und der Einführung von niedrigeren Grenzwerten. Diskussionsbedarf liege aber weiterhin beim Thema Frachtbe​grenzung und dem Verbot der Abwasserverdoppelung vor. Er fordert die Fest​schreibung einer objektiven Belastungsgrenze.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) betont, daß im Grundsatz diese Sat​zung fortgeschrieben werden müsse. Weitere Untersuchungen der Stadt im nächsten Jahr werden bei entsprechenden Ergebnissen den Handlungsbedarf vorgeben. Dennoch sei die jetzige Verabschiedung der Satzung wichtig. Beschluß in der Fassung des Bauausschuß-Beschlusses:


Nach Antrag - einstimmig -

42. Betreff: Sanierungsgebiet Pries-Friedrichsort               - Drs. 721 ​Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: Der als Anlage beigefügte Sanierungsrahmenplan

zum förmlich festgelegten Sanierungsgebiet Kiel* Pries-Friedrichsort wird als städtebauliche Ziel-




planung und als Grundlage für die Durchführung




der Sanierung beschlossen.

Der als Anlage beigefügte Sanierungsrahmenplan ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift zu entnehmen.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) fragt zu Punkt 4.4 und 4.5 der Anlage, ob mit den Bewohnern Einvernehmen über die beabsichtig​ten Maßnahmen erzielt worden sei. Gleiches gelte für die Betreiber des Kul​turladens (Punkt 5.1.2).

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) sagt zu, daß bei Umsetzung der Pla​nungen mit den Betroffenen Gespräche geführt und beiderseitige Lösungen ge​sucht werden.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

43. Betreff: Außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle    - Drs. 749 




75.322.952 - Feuerbestattung und Friedhöfe;




Erneuerung der Heizungsanlage in der Kapelle




des Friedhofes Russee -;

hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des Magistrats


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge



Antrag: Folgende Eilentscheidung des Magistrats nach



§ 82 Abs. 1 S. 3 GO vom 26.09.1990 wird genehmigt:

Bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 75.322.952 - Feuerbestattung und Friedhöfe; Erneu​erung der Heizungsanlage in der Kapelle des Fried​hofes Russee - wird einer sofortigen außerplan​mäßigen Ausgabe von 46.500,00 DM zugestimmt.

Der Betrag wird gedeckt durch die Sperrung eines gleich hohen Betrages bei der Haushaltsstelle 75.313.952 - Grundüberholungsarbeiten auf dem Nordfriedhof - II. BA.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

44. Betreff: Sommerbäder, Unterhaltung der Freibäder            - Drs. 736 ​Berichterstatter: Stadtrat Schmidt-Brodersen

Antrag: Der überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

9.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 571/511 

- Unterhaltung der Freibäder - wird zugestimmt.



Die Ausgabe wird gedeckt durch Einsparungen von



9.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 561/544



- Gebäudereinigung -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

45. Betreff: Beirat für Seniorinnen und Senioren in Kiel         - Drs. 747 ​- 



Wahl der Mitglieder -


Berichterstatter: Stadtrat Schroedter


Antrag: In den Beirat für Seniorinnen und Senioren werden



gewählt:



Abstimmungsbezirk 1:




1. Elfriede Rahn-Kaun, Amrumring 115




2. Kurz Steputat, Frenssenstr. 9



Abstimmungsbezirk 2:




3. Joachim Hall, Projensdorfer Str. 35




4. Gerlinde Möller, Niemannsweg 87 a



Abstimmungsbezirk 3:

5. Heinz Kistenmacher, Willestr. 5 - 7 6. Friedrich Erdloff, Lehmberg 15



Abstimmungsbezirk 4:




7. Ilsetraut Rank, Groß Ebbenkamp 5




8. Fritz Carstens, Woermannstr. 22



Abstimmungsbezirk 5:


9. Lieselotte Korscheya, Krusenrotter Weg 13 10. Kurt-Bernhard Henf, Hedenholz 14



Abstimmungsbezirk 6:



11. Rudolf Jeguschke, Fliederweg 14

12. Dr. Hans-Hermann Klose, Kirchenberg 25



Heimbeiräte:

13. Julius Bredenbeck, Kurt-Engert-Haus



14. Charlotte Kindlein, Kaiser-Wilhelm-Stift

Reichsbund der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behinderten, Sozialrentner und Hinterbliebenen e. V.: 15. Waltraud Reher, Schneiderkamp 14



16. Reinhold Rösser, Koldingstr. 11

Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behinderten und Sozialrentner Deutschlands e. V.:

17. Alfrede Fleinert, Wüstenfelde 2 a

18. Karl-Heinz Kramer, Dorotheenstr. 17



Gewerkschaften:

19. Hans Schwalbach, Hoogewinkel 10 (DGB)



20. Elisabeth Lange, Schönberger Str. 30 (DAG)

"Wohnprojekt alter und junger Grauer PantherInnen": 21. Doris Pott, Esmarchstr. 22

"ALTERnative", Zeitung (nicht nur) für Senioren: 22. Hannelore Uhrig, Helsinkistr. 40


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

46. Betreff: Anmeldungen zum Schulbauprogramm 1991               - Drs. 750 ​Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer


Antrag: Die Anmeldungen zum Schulbauprogramm 1991 des Landes

werden nach folgender Prioritätenliste vorgenommen:







Investitionsanteil 1991



1. Herrichtung von Werkstätten






Berufliche Schulen Bau und






Nahrung (24.003.940)
   694.000 DM

2. Um- und Erweitungsbauten an der Toni-Jensen-Schule - Gesamt-






schule - (280.001.940)
 3.700.000 DM



3. Abriß und Neubau von Klassenräu-

men an den Theodor-Storm-Schulen






(21.300.941)
 1.000.000 DM



4. Abriß und Neubau von Klassenräu-

men an der Käthe-Kollwitz-Schule






(23.060.940)
   720.000 DM

5. Abriß und Neubau von Klassenräu-

men am Hans-Geiger-Gymnasium






(23.080.940)
 1.000.000 DM

6. Abriß und Neubau von Klassenräu-






men im Berufsschulzentrum






Schützenpark (24.003.940)
 1.760.000 DM



7. Sanierung von Fenstern/Dächern

und Fassaden an verschiedenen






Schulgebäuden (SN 500)
 1.219.000 DM

8. Abriß der Schulen am Heidenber-





ger Teich (21.192.940)
 2.100.000 DM






Gesamt
12.193.000 DM







=============

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) erläutert den Antrag. Das Schulbaupro​jekt Russee und der Neubau Heidenberger Teich seien noch nicht haushalts​reif und können daher auch nicht beim Ministerium angemeldet werden. Sie sollen evtl. in den Nachtragshaushalt 91 eingebracht werden.


Ratsfrau

H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) fragt nach dem Stand


der Durchführung beim Asbestbeseitigungskonzept.

Stadtschulrat   Z i m m e r   konkretisiert den Stand der Asbestsanierung

in der Realschule Pries. Bei der Fritz-Reuter-Schule gehe es primär um eine Gesamtkonzeption zur baulichen Sanierung und nicht allein um das Asbestpro​blem.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

47. Betreff: Um- und Erweiterungsarbeiten in
               - Drs. 756 -




städtischen Diensträumen


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 020.002.941 - Um- und Er​weiterungsarbeiten in städtischen Diensträumen

- wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe von 66.000,00 DM zugestimmt.

Der Betrag wird gedeckt durch Einnahmen bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 020.002.367 - Erstattung von Baukosten durch Vermieter -



in gleicher Höhe.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

48. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der
               - Drs. 757 - 




Haushaltsstelle 700.025.951 -

Stadtentwässerung;

Entwässerungsanlagen im Stadtteil Russee, 1. Bauabschnitt

Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 700.025.951 - Stadtent​wässerungsanlagen im Stadtteil Russee, 1. Bauab​schnitt - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 110.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 700.018.951 - Erneuerung schadhafter Kanäle im Stadtgebiet -

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Beratung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

49. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei
               - Drs. 759 -




Haushaltsstellen der Gruppierungsnummer

500 - Unterhaltung der Gebäude


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: Für Haushaltsstellen der Gruppierungs-Nr. 500

- Unterhaltung der Gebäude - wird zentral bei 020.500 - Hauptamt - einer überplanmäßigen Ausgabe von 700.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch eine außerplanmäßige 

Einnahme in gleicher Höhe bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 020.171 - Hauptamt; Sonderbedarfszu​weisung vom Land für Unterhaltungsrückstände.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit bei der Beratung der Tagesordnung anerkannt.

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

50. Betreff: Betriebsgerät, Inventar,                           - Drs. 763 ​Gebrauchsgegenstände an Schulen






hier: Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer


Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen

Ausgabe in Höhe von 48.000,00 DM bei der Haushalts​stelle
21.521 - Betriebsgerät, Inventar, Gebrauchs-





gegenstände

Der Betrag wird gedeckt durch eine Mehreinnahme in Höhe von 8.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 23.174 - Zuweisungen vom sonstigen öffentlichen Bereich ​

sowie durch die nachstehenden Minderausgaben bei fol​genden Haushaltsstellen:





22.540 - Grundsteuern und sonstige



Grundstücksabgaben -         ./. 15.000,00 DM 22.545 - Gebäude- und sonstige Scha​

densversicherungen -         ./.  2.000,00 DM

23.545 - - " -                        ./.  9.000,00 DM 24.545 - - " -                        ./. 14.000,00 DM

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die

Dringlichkeit bei der Beratung der Tagesordnung nicht anerkannt.


Damit steht die Vorlage heute nicht zur Beratung an.

51. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der                     - Drs. 766 ​Haushaltsstelle 560.511 -






Unterhaltung der Tiefbauten,






Sportanlagen und Spielplätze -


Berichterstatter: Stadtrat Schmidt-Brodersen

Antrag: Der überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 75.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 560.511 wird zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Einnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 560.171 - Sonderbedarfs​zuweisungen vom Land für Unterhaltsrückstände -.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Beratung der Tagesordnung nicht anerkannt.


Damit steht die Vorlage heute nicht zur Beratung an.

52. Kleine Anfragen

Die Kleinen Anfragen werden wegen vorgezogener Vorlagen als Punkt 52 behan​delt.

a) Verhalten der Landeshauptstadt Kiel gegenüber atombe-    - Drs. 580 -



waffneten bzw. -angetriebenen Schiffen, die Kieler



Häfen anlaufen



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Worauf stützt sich die anläßlich des Besuchs der britischen Fregatten "HMS Cornwall" und "HMS Campeltown" im Juli dieses Jahres öffentlich durch Stadtrat Diesel und Bürgermeister Hochheim vorgetragene Inter​pretation des Ratsbeschlusses vom 6. Juli 1989, dieser beziehe sich "eindeutig" lediglich auf von der Landeshauptstadt Kiel eingeladene Kriegsschiffe?

2. a) Bedeutet diese vorgetragene Interpretation des Magistrats, daß atombewaffnete bzw. -angetriebene Kriegsschiffe, die sich nicht auf Einladung der Landeshauptstadt Kiel hier aufhalten, dem Magi​strat willkommen sind?

b) Sieht der Magistrat sich in Übereinstimmung mit dem Beschluß der Ratsversammlung vom 6. Juli 1989, wenn er die Besatzungen von atombewaffneten bzw. -angetriebenen Kriegsschiffen, die sich auf Einladung der Bundeswehr in Kiel aufhalten, zu offiziellen Empfän​gen einlädt?

3. Hat der Magistrat dafür Sorge getragen, daß zur Kieler Woche 1991 keine atombewaffneten bzw. -angetriebenen Kriegsschiffe eingeladen werden? In welcher Weise ist dies geschehen?

Stadtrat   D i e s e l   (SPD) antwortet im Namen des Magistrats. Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten. Er betont weiter, daß es im Vorfeld der Kieler Woche 1990 intensive Gespräche auch mit den zuständigen Kommandeuren gegeben ha​be. Die Repräsentanten der Stadt, die an Bord dieser Schiffe gegangen seien, konnten demnach davon ausgehen, daß keine Atomwaffen mitge​führt wurden. Bei Empfängen werde den Soldaten auch der Beschluß der Ratsversammlung vom 6. Juli 1989 erläutert und stoße dort auf großes Verständnis. Die Tirpitzmole selbst sei internationales Gewässer, die Stadt habe dort keine Einflußmöglichkeiten und werde auch nicht lau​fend über Art und Bewaffnung der dort liegenden Schiffe informiert.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) bittet erneut um präzise Antwort zu der in Punkt 3. gestellten Frage. Er fordert die Repräsentanten der Stadt auf, den Eklat nicht zu scheuen, um gegen Kiel anlaufende, atomar betriebene oder bewaffnete Schiffe zu protestieren.

Stadtrat Diesel führt aus, daß er im Vorfeld der Kieler Woche 1991 in Gesprächen mit den zuständigen Militärattach s auf den von der Rats​versammlung gefaßten Beschluß verwiesen habe. In den Einladungen zu den Kieler Wochen 1992 ff. werde dieser ferner deutlich erläutert. Bei den bisherigen Besuchen von Repräsentanten an Bord von Kriegs​schiffen sei der Beschluß der Ratsversammlung genau beachtet worden, da sie sich persönlich überzeugen konnten, daß keine atomare Bewaff​nung vorläge. Eine wie von den GRÜNEN geforderte rein deklaratorische politische Erklärung der NATO sei mit dem Beschluß der Ratsversamm​lung nicht erreichbar.



Kenntnis genommen.

b) 2. Nachtragshaushalt 1990                                - Drs. 688 


​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wie hoch ist der Gesamtbetrag der im 2. Nachtragshaushalt 1990 nicht berücksichtigten und nun nachgemeldeten Personalkosten (unter Einbe​ziehung der Deckungsreserve) und wie setzt sich dieser Betrag zusam​men?

2. Auf welche Gründe im einzelnen ist die Nichtberücksichtigung dieser



Beträge im 2. Nachtragshaushalt 1990 zurückzuführen?


3. Wie viele Stellen sind 1990



a) überplanmäßig besetzt worden?

b) Wie hoch ist die Gesamtzahl der abgeschlossenen bis zu 6-Monats​verträge?

c) Wie hoch ist die Gesamtzahl der Stellenbesetzungen ohne Einschal​tung der Selbstverwaltung?

Die Antwort ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder​schrift enthalten.

Von der Kleinen Anfrage und der Antwort wird ohne Wortbeiträge Kennt​nis genommen.

c) Berlinflüge von Kiel-Holtenau                            - Drs. 711 -



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:

Ich bitte den Magistrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Laut Artikel der Kieler Nachrichten vom 4. September 1990 soll die Lufthansa die PanAm-Flüge von und nach Berlin ab dem 28. Oktober 1990 übernehmen. Ist darüber inzwischen entschieden worden, wenn ja, mit welchem Ergebnis?

2. Hat der Magistrat schon Erkenntnisse, welche Folgen der Wechsel der Fluggesellschaften für die Verbindung Kiel-Berlin haben wird?

3. Hat der Magistrat über diese Flugverbindung schon mit der Lufthansa gesprochen?

Die Antwort ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder​schrift enthalten.

Von der Kleinen Anfrage und der Antwort wird ohne Wortbeiträge Kenntnis genommen.

d) Zukünftige zivile Nutzung von militärischen Liegen-      - Drs. 758 -



schaften



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Gibt es Hinweise, daß die in Kiel-Holtenau stationierten Pioniere der Britischen Armee in den geplanten Abbau von 25.000 Soldaten der Rheinarmee einbezogen werden?

2. Wie groß ist das Gelände in Kiel-Holtenau, das von den königlichen Pionieren für militärische Aufgaben, Unterbringung und Freizeitakti​vitäten genutzt wird und welche zivilen Nutzungsmöglichkeiten sind in diesem Küstenbereich vorstellbar und sinnvoll?

3. Zu welchem Zwischenergebnis ist der Magistrat bei seinem von der Ratsversammlung im November 1989 beschlossenen Prüfauftrag bezüglich der hafenwirtschaftlichen Nutzung von z. Z. militärisch genutzten Liegenschaften in Kiel gekommen und unter wessen Federführung wird der Prüfauftrag bearbeitet?

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde mitgeteilt, daß diese Kleine Anfrage noch nicht beantwortet werden kann.

53. Große Anfragen


Es liegen keine großen Anfragen vor.

54. Verschiedenes


a) Neuer Protokollführer



---------------------

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt den neuen Mitarbeiter des Hauptamtes, Herrn Michael Thode, vor, der für die Protokollführung Rats​versammlung zuständig ist.


b) Beschlüsse des Behindertenbeirates und des Kriegsopfer- und

Behindertenausschusses -----------------------------------------------------------

Ratsfrau   N i t s c h k e - F r a n k   (DIE GRÜNEN) kritisiert, daß von der Bauverwaltung einstimmige Beschlüsse des Behindertenbeirates und des Kriegsopfer- und Behindertenausschusses mißachtet werden. Sie nennt als Beispiele die Höranlagen für Hörbehinderte und die Schwingtüren im Rathaus, die für Behinderte nicht zu bedienen sind.

Ratsfrau Nitschke-Frank kritisiert ferner, daß der ÖPNV für Rollstuhl​fahrer nicht geeignet ist und mahnt die Beschaffung von Niederflurbussen an.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) weist die Kritik am Hochbauamt zu​rück.


Er teilt mit, daß für die Höranlagen im Opernhaus der Kostenvoranschlag


vorliegt. Die Mittelbereitstellung muß durch die Theaterverwaltung er-


folgen.

Zu den Schwingtüren im Rathaus weist Stadtbaurat Dr. Flagge auf brand​schutztechnische Vorschriften und Auflagen des Denkmalpflegers hin. Er will der Frage noch einmal nachgehen, ob es bei den Schwingtüren bessere Lösungen für Behinderte gibt.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) und Ratsfrau   L i n d n e r   (SPD) vertreten ebenfalls die Meinung, daß die genannten Maßnahmen zur Verbes​serung der Situation der Behinderten nur sehr langsam und schleppend vorangehen und verweisen auf die einstimmigen Beschlüsse.

Stadtbaurat Dr. Flagge ergänzt, daß sein Dezernat sich sehr um die Be​lange der Behinderten kümmert. Er nennt als Beispiel den Aufzug für Be​hinderte im Opfernhaus, der jetzt auf Anregung des Denkmalpflegers im Inneren des Opernhauses errichtet wird.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.


Anschließend wird die Öffentliche Sitzung von der Stadtpräsidentin ge​schlossen.

Stadtpräsidentin
1. Schriftführer              2. Schriftführer

1. Stellv.
1. Stellv. Schriftführer

Stadtpräsident

Protokollführer

